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Inhalt:	 Ordnung zur Prävention gegen sexualisierte Gewalt an Minderjährigen und schutz- oder hilfebedürf-
tigen Erwachsenen für das Bistum Mainz. – Ausführungsbestimmungen zur Ordnung zur Prävention 
gegen sexualisierte Gewalt an Minderjährigen und schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen für das 
Bistum Mainz.

Erlasse des Hochw. Herrn Bischofs

22.	 Ordnung zur Prävention gegen sexualisierte 
Gewalt an Minderjährigen und schutz- oder 
hilfebedürftigen Erwachsenen für das Bistum 
Mainz

Präambel

Die Verantwortung für die Prävention gegen sexu-
alisierte Gewalt obliegt dem Bischof als Teil seiner 
Hirtensorge. 
Die Prävention ist integraler Bestandteil der kirch-
lichen Arbeit mit Kindern und Jugendlichen sowie 
schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen. Ziel der 
katholischen Kirche und ihrer Caritas ist es, allen Kin-
dern und Jugendlichen sowie schutz- oder hilfebedürf-
tigen Erwachsenen im Geiste des Evangeliums und auf 
der Basis des christlichen Menschenbildes einen siche-
ren Lern- und Lebensraum zu bieten. 
In diesem Lern- und Lebensraum müssen menschliche 
und geistliche Entwicklung gefördert sowie Würde 
und Integrität geachtet werden. Dabei soll vor Ge-
walt, insbesondere vor sexualisierter Gewalt geschützt 
werden.
Auch psychische und physische Grenzverletzungen 
sind zu vermeiden. 

Prävention als Grundprinzip professionellen Han-
delns trägt bei Kindern, Jugendlichen und schutz- oder 
hilfebedürftigen Erwachsenen dazu bei, dass sie in ih-
rer Entwicklung zu eigenverantwortlichen, glaubens- 
und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeiten gestärkt 
werden. Dabei ist die Sexualität als ein Bereich des 
menschlichen Lebens zu würdigen: „Gott selbst hat 
die Geschlechtlichkeit erschaffen, die ein wunderbares 
Geschenk für seine Geschöpfe ist.“1

In allen pädagogischen Einrichtungen soll eine Sexu-
alpädagogik vermittelt werden, die Selbstbestimmung 
und Selbstschutz stärkt.

1	 Papst Franziskus, Apostolisches Schreiben Amoris laet-
itia vom 19.März 2016, Nr. 150.

Unterschiedliche Bedarfs- und Gefährdungslagen 
müssen bei allen Präventionsmaßnahmen angemessen 
berücksichtigt werden.

Ziel von Prävention in Diözesen, Ordensgemeinschaf-
ten, neuen Geistlichen Gemeinschaften, kirchlichen 
Bewegungen und Initiativen, Verbänden und Vereinen 
sowie in kirchlichen und caritativen Einrichtungen ist 
es, eine Kultur des achtsamen Miteinanders zu prakti-
zieren und weiter zu entwickeln.

Diese Ordnung richtet sich an alle, die im Geltungsbe-
reich der Diözese Mainz für das Wohl und den Schutz 
von Kindern, Jugendlichen sowie schutz- oder hilfe-
bedürftigen Erwachsenen Verantwortung und Sorge 
tragen. 

Diese Ordnung folgt der Rahmenordnung „Präventi-
on gegen sexualisierte Gewalt an Minderjährigen und 
schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen im Bereich 
der Deutschen Bischofskonferenz“.

§ 1 Anwendungsbereich 

(1)	 Diese Ordnung gilt für alle Kirchlichen Rechtsträ-
ger in der Jurisdiktion des Bischofs von Mainz, soweit 
diese in ihren Einrichtungen für das Wohl und den 
Schutz von Kindern, Jugendlichen sowie schutz- oder 
hilfebedürftigen Erwachsenen Verantwortung und 
Sorge tragen. 
Miteingeschlossen sind alle Kontexte, in denen eine 
seelsorgerliche Beziehung entsteht.
 
(2)	 Kirchlichen Rechtsträger im Sinne dieser Ord-
nung sind
-	 die Diözese,
-	 die Kirchengemeinden und Kirchenstiftungen,
	  die Verbände von Kirchengemeinden,
-	 die Diözesancaritasverbände und deren Gliede-

rungen, soweit sie öffentliche juristische Personen 
des kanonischen Rechts sind,

-	 die sonstigen dem Diözesanbischof unterstellten 
öffentlichen juristischen Personen des kanoni-
schen Rechts,
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-	 die sonstigen kirchlichen Rechtsträger, unbescha-
det ihrer Rechtsform, die der bischöflichen Ge-
setzgebungsgewalt unterliegen und deren recht-
lich unselbständigen Einrichtungen

(3)	 Die aus dieser Verordnung verpflichteten kirchli-
chen Rechtsträger haben dafür zu sorgen, dass die in 
ihren Einrichtungen beschäftigten Personen, ehren-
amtlich tätigen Personen und Mandatsträger diese 
Ordnung kennen und danach handeln. Soweit diese 
Verordnung Maßnahmen der Schulung bzw. Aus- 
oder Fortbildungen vorschreibt, haben die Kirchlichen 
Rechtsträger diese durchzuführen und die
Durchführung in geeigneter Form zu dokumentieren.

(4)	 Beschäftigte im kirchlichen Dienst im Sinne dieser 
Ordnung sind insbesondere
-	 Kleriker und Kandidaten für das Weiheamt,
-	 Ordensangehörige,
-	 in einem kirchlichen Beamtenverhältnis stehende 

Personen,
-	 in einem Arbeitsverhältnis stehende Personen
-	 zu ihrer Berufsausbildung tätige Personen,
-	 nach dem Bundesfreiwilligendienstgesetz oder 

dem Jugendfreiwilligendienstgesetz oder in ver-
gleichbaren Diensten Tätige sowie Personen im 
Praktikum, 

-	 Personen, die dem Rechtsträger zur Arbeitsleis-
tung überlassen werden im Sinne des Arbeit-
nehmerüberlassungsgesetzes und sonstige bei 
Drittunternehmen im Arbeitsverhältnis stehende 
Personen .

Für Beschäftigte im kirchlichen Dienst entfaltet diese 
Ordnung, soweit sie das Arbeitsverhältnis berührt, nur 
dann rechtliche Wirkung, wenn sie von den zuständi-
gen arbeitsrechtlichen Kommissionen im Sinne des Ar-
tikel 7 der Grundordnung des kirchlichen Dienstes im 
Rahmen kirchlicher Arbeitsverhältnisse beschlossen 
worden ist.

(5)	 Für ehrenamtlich tätige Personen und Personen 
mit Mandat im kirchlichen Bereich gilt diese Ordnung 
entsprechend.

(6)	 Kirchliche Rechtsträger, die nicht der bischöfli-
chen Gesetzgebungsgewalt unterliegen, sollen von der 
Diözese nur dann als förderungswürdig anerkannt 
werden, wenn sie sich zur Anwendung der Rahmen-
ordnung oder der jeweiligen diözesanen Präventions-
regelungen verpflichtet haben.

(7)	 Sonstige Rechtsträger sollen von der Diözese nur 
dann als förderungswürdig anerkannt werden, wenn 
sie sich zur Anwendung der Rahmenordnung oder 
der jeweiligen diözesanen Ausführungsbestimmungen 
verpflichtet haben. 

§ 2 Dritte

Bei der Vereinbarung von Dienstleistungen durch ex-
terne Personen oder Firmen oder wenn solchen exter-
nen Personen oder Firmen kirchliche Räume überlassen 
werden, sind diese Regelungen analog anzuwenden.

§ 3 Begriffsbestimmungen

(1)	 Prävention im Sinne dieser Ordnung meint alle 
Maßnahmen, die vorbeugend (primär), begleitend (se-
kundär) und nachsorgend (tertiär) gegen sexualisier-
te Gewalt an Kindern, Jugendlichen und schutz- oder 
hilfebedürftigen Erwachsenen ergriffen werden. Sie 
richtet sich an Betroffene, an die Einrichtungen mit ih-
ren Verantwortlichen, in denen mit Kindern, Jugendli-
chen und schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen 
gearbeitet wird, und auch an Beschuldigte / Täter und 
Täterinnen.

(2)	 Der Begriff sexualisierte Gewalt im Sinne dieser 
Rahmenordnung umfasst sowohl strafbare als auch 
nicht strafbare sexualbezogene Handlungen und 
Grenzverletzungen.
Die Rahmenordnung berücksichtigt dabei die Bestim-
mungen des kirchlichen und des staatlichen Rechts 
und bezieht sich somit 
-	 sowohl auf Handlungen nach dem 13. Abschnitt 

des Strafgesetzbuches (StGB) sowie weitere sexu-
albezogene Straftaten

-	 als auch auf solche nach can. 1395 § 2 CIC in Ver-
bindung mit Art. 6 § 1 SST, nach can. 1387 CIC 
in Verbindung mit Art. 4 § 1 n. 4 SST wie auch 
nach Art 4 § 1 n. 1 SST in Verbindung mit can. 
1378 § 1 CIC, soweit sie an Minderjährigen oder 
an Personen, deren Vernunftgebrauch habituell 
eingeschränkt ist, begangen werden

-	 und auf Handlungen nach Art. 1 § 1 a) VELM2. 
-	 Zusätzlich findet sie unter Berücksichtigung der 

Besonderheiten des Einzelfalls auf Handlungen 
unterhalb der Schwelle der Strafbarkeit, die im 
pastoralen oder erzieherischen sowie im betreu-
enden, beratenden oder pflegenden Umgang mit 
Kindern, Jugendlichen und schutz- oder hilfe-
bedürftigen Erwachsenen eine sexualbezogene 
Grenzverletzung oder einen sonstigen sexuellen 
Übergriff darstellen. 

Sie betrifft alle Verhaltens- und Umgangsweisen (in-
nerhalb und außerhalb des kirchlichen Dienstes) mit 
sexuellem Bezug gegenüber Kindern, Jugendlichen 
und schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen, die 
mit vermeintlicher Einwilligung, ohne Einwilligung 
oder gegen deren ausdrücklichen Willen erfolgen. 
Dies umfasst auch alle Handlungen zur Vorbereitung, 
Durchführung und Geheimhaltung sexualisierter 
Gewalt.

2	 Papst Franziskus, Apostolisches Schreiben motu prop-
rio datae Vos estis lux mundi (VELM) vom 7. Mai 2019.
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(3)	 Schutz- oder hilfebedürftige Erwachsene sind 
Schutzbefohlene im Sinne des § 225, Abs. 1 des StGB3. 
Diesen Personen gegenüber tragen Beschäftigte im 
kirchlichen Dienst eine besondere Verantwortung, ent-
weder weil sie ihrer Fürsorge und Obhut anvertraut 
sind oder weil bei ihnen allein aufgrund ihrer Schutz- 
oder Hilfebedürftigkeit eine besondere Gefährdung im 
Sinne dieser Ordnung besteht. 
Weiterhin sind darunter Personen zu verstehen, die 
einem besonderen Macht und/oder Abhängigkeits-
verhältnis unterworfen sind. Ein solches besonderes 
Macht- und/oder Abhängigkeitsverhältnis kann auch 
im seelsorglichen Kontext gegeben sein oder entstehen.

4)	 Einrichtungen sind Häuser, Stätten, Institutio-
nen, Initiativen und sonstige Gruppierungen eines 
Kirchlichen Rechtsträgers oder mehrerer Kirchlicher 
Rechtsträger ohne eigene Rechtspersönlichkeit.

§ 4 Grundsätzliche Anforderungen an 
Präventionsarbeit

Die Strukturen und Prozesse zur Prävention gegen se-
xualisierte Gewalt müssen transparent, nachvollzieh-
bar, kontrollierbar und evaluierbar sein.
Die Entwicklung und Verwirklichung von Maßnah-
men zur Prävention erfolgt partizipativ in Zusam-
menarbeit mit allen hierfür relevanten Personen und 
Gruppen. Dazu gehören insbesondere auch die Kin-
der, Jugendlichen und schutz- oder hilfebedürftigen 
Erwachsenen selbst.
Die Erfahrungen von Betroffenen werden dabei beson-
ders berücksichtigt.

§ 5 Institutionelles Schutzkonzept

Auf der Basis einer Schutz- und Risikoanalyse trägt der 
Rechtsträger insbesondere entsprechend den §§ 6-15 
die Verantwortung für die Entwicklung von instituti-
onellen Schutzkonzepten innerhalb seines Zuständig-
keitsbereichs. Diese sind regelmäßig – spätestens alle 
fünf Jahre – zu überprüfen und weiterzuentwickeln.
Schutzkonzepte in Einrichtungen und Diensten wer-
den in Abstimmung mit der diözesanen Koordinati-
onsstelle ausgestaltet (siehe §16).
Alle Bausteine eines institutionellen Schutzkonzeptes 
sind zielgruppengerecht und lebensweltorientiert zu 
konzipieren.

3	 Wer eine Person unter achtzehn Jahren oder eine we-
gen Gebrechlichkeit oder Krankheit wehrlose Person, die 1. 
seiner Fürsorge oder Obhut untersteht, 2. seinem Hausstand 
angehört, 3. von dem Fürsorgepflichtigen seiner Gewalt 
überlassen worden oder 4. ihm im Rahmen eines Dienst- 
oder Arbeitsverhältnisses untergeordnet ist, (…). [StGB § 225 
Abs. 1]

§ 6 Personalauswahl und -entwicklung

(1)	 Die Personalverantwortlichen thematisieren die 
Prävention gegen sexualisierte Gewalt im Vorstel-
lungsgespräch, während der Einarbeitungszeit sowie 
in regelmäßigen Gesprächen mit den Beschäftigten im 
kirchlichen Dienst.

(2)	 Bei Ehrenamtlichen übernimmt diese Funktion 
diejenige kirchliche Stelle, die als Auftraggeber anzu-
sehen ist.

§ 7 Erweitertes Führungszeugnis

Beschäftigte im kirchlichen Dienst müssen, entspre-
chend den gesetzlichen dienst- und arbeitsrechtli-
chen Regelungen, ein erweitertes Führungszeugnis 
vorlegen. 

Eine Pflicht zur Vorlage eines erweiterten Führungs-
zeugnisses für ehrenamtlich Tätige besteht, soweit es 
die gesetzlichen Regelungen bestimmen.
Diese Einsichtnahme ist dauerhaft zu dokumentieren.

§ 8 Selbstauskunftserklärung

Je nach Art, Intensität und Dauer des Kontakts mit Kin-
dern, Jugendlichen und schutz- oder hilfebedürftigen 
Erwachsenen bzw. nach Aufgabe und Einsatz wird von 
den Verantwortlichen geprüft, ob eine Selbstauskunfts-
erklärung vorzulegen und zu dokumentieren ist. Diese 
enthält Angaben, ob die einzustellende Person wegen 
einer Straftat nach §72a Abs. 1 SGB VIII verurteilt wor-
den ist und ob insoweit ein staatsanwaltschaftliches 
Ermittlungsverfahren gegen sie eingeleitet worden 
ist. Darüber hinaus ist die Verpflichtung enthalten, bei 
Einleitung eines solchen staatsanwaltschaftlichen Er-
mittlungsverfahrens dem Rechtsträger hiervon unver-
züglich Mitteilung zu machen.

§ 9 Aus- und Fortbildung

In allen Fällen, in denen die Diözese die Aus- und Fort-
bildung von Beschäftigten im kirchlichen Dienst selbst 
oder mitverantwortet, besteht die Verpflichtung, die 
Themenfelder der Prävention verbindlich zu regeln.

§ 10 Verhaltenskodex

Ein Verhaltenskodex ist im jeweiligen Arbeitsbereich 
zu erstellen. 
Dieser regelt für den jeweiligen Arbeitsbereich ein 
fachlich adäquates Nähe-Distanz-Verhältnis und einen 
respektvollen Umgang mit Kindern, Jugendlichen so-
wie schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen.
Der jeweilige Verhaltenskodex ist von allen Beschäf-
tigten im kirchlichen Dienst durch Unterzeichnung 
anzuerkennen.
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Die Unterzeichnung der Verpflichtungserklärung zum 
Verhaltenskodex ist verbindliche Voraussetzung für 
eine Anstellung, Weiterbeschäftigung sowie auch für 
eine Beauftragung zu einer ehrenamtlichen Tätigkeit.
Darüber hinaus ist der Verhaltenskodex vom Rechtsträ-
ger in geeigneter Weise zu veröffentlichen.

§11 Dienstanweisungen und hausinterne Regelungen

Um das Wohl und den Schutz der Kinder und Jugend-
lichen sowie der schutz- oder hilfebedürftigen Erwach-
senen zu sichern, muss der Rechtsträger alle erforder-
lichen Normen, Dienstanweisungen und hausinterne 
Regelungen verbindlich erlassen.
Soll der Verhaltenskodex arbeitsrechtliche Verbindlich-
keit erhalten, muss der Rechtsträger ihn als Dienstan-
weisung erlassen.
Die Regelungen der Mitarbeitervertretungsordnung 
(MAVO) sind hierbei zu beachten.

§ 12 Vorgehensweise im Verdachts- oder 
Beschwerdefall4

Jeder Rechtsträger beschreibt im Rahmen des institu-
tionellen Schutzkonzepts die Vorgehensweise im Ver-
dachts- oder Beschwerdefall. Dazu gehören interne 
und externe Beratungsmöglichkeiten und Melde- und 
Beschwerdewege. Diese müssen in geeigneter Weise 
bekannt gemacht werden.
Im institutionellen Schutzkonzept sind Maßnahmen 
zu beschreiben, wie nach einem aufgetretenen Ver-
dacht oder konkreten Vorfall die Unterstützung im je-
weiligen System aussehen soll.
Personen mit Kontakt zu Betroffenen oder Kontakt zu 
Beschuldigten bzw. Tätern und Täterinnen erhalten im 
Bedarfsfall kontinuierlich Supervision.

§ 13 Qualitätsmanagement

(1)	 Der Rechtsträger hat die Verantwortung dafür, 
dass Maßnahmen zur Prävention als Teil seines Qua-
litätsmanagements implementiert, kontrolliert, evalu-
iert und weiterentwickelt werden.

(2)	 Für jede Einrichtung, für jeden Verband oder für 
den Zusammenschluss mehrerer kleiner Einrichtun-
gen muss eine für Präventionsfragen geschulte Person 
(Präventionskraft) zur Verfügung stehen, die bei der 
Umsetzung des institutionellen Schutzkonzepts bera-
ten und unterstützen kann.

(3)	 Als Teil einer nachhaltigen Präventionsarbeit ist 
im Rahmen der Auswertung eines Verdachts oder Vor-
falls das Schutzkonzept auf erforderliche Anpassungen 

4	 Die Ordnung für den Umgang mit sexuellem Miss-
brauch Minderjähriger und schutz- oder hilfebedürftiger 
Erwachsener durch Kleriker und sonstige Beschäftigte im 
kirchlichen Dienst ist hier zu beachten.

zu überprüfen.

§ 14 Präventionsschulungen

Alle Beschäftigten im kirchlichen Dienst, die mit Kin-
dern, Jugendlichen oder schutz- oder hilfebedürftigen 
Erwachsenen arbeiten, werden zu Fragen der Präven-
tion gegen sexualisierte Gewalt geschult. Alle anderen 
Beschäftigten im kirchlichen Dienst sind regelmäßig 
auf die Bedeutung der Prävention gegen sexualisierte 
Gewalt hinzuweisen.
Prävention gegen sexualisierte Gewalt erfordert 
Grundkenntnisse und weiterführendes Kompetenzen 
insbesondere zu Fragen von
-	 angemessener Nähe und Distanz,
-	 Kommunikations- und Konfliktfähigkeit,
-	 eigener emotionaler und sozialer Kompetenz,
-	 Psychodynamiken Betroffener,
-	 Strategien von Tätern,
-	 (digitalen) Medien als Schutz- und Gefahrenraum 

/ Medienkompetenz,
-	 Dynamiken in Institutionen mit asymmetrischen 

Machtbeziehungen sowie begünstigenden institu-
tionellen Strukturen,

-	 Straftatbeständen und kriminologischen Ansät-
zen sowie weiteren einschlägigen rechtlichen 
Bestimmungen,

-	 notwendigen und angemessenen Hilfen für 
Betroffene, ihr Umfeld und die betroffenen 
Institutionen,

-	 sexualisierter Gewalt von Kindern, Jugendlichen 
(Peer Gewalt) und schutz- oder hilfebedürftigen 
Erwachsenen an anderen Minderjährigen oder 
schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen,

-	 Schnittstellenthemen wie z.  B. Sexualpädagogik 
oder sexuelle Bildung sowie geschlechter- und 
kultursensible Bildung,

-	 regionalen fachlichen Vernetzungsmöglichkeiten 
mit dem Ziel eigener Vernetzung.

Schulungen sind zielgruppengerecht hinsichtlich Ziel-
formulierung, Inhalten, Methoden und Umfang zu 
differenzieren.
Personen in Leitungsfunktionen werden zusätzlich 
zur Wahrnehmung ihrer Verantwortung bei der (Wei-
ter-)Entwicklung und Umsetzung des Institutionellen 
Schutzkonzeptes geschult. 
Dabei stehen das Kindeswohl, die Rechte und der 
Schutz von Kindern, Jugendlichen sowie schutz- 
oder hilfebedürftigen Erwachsenen im Mittelpunkt. 
Schwerpunkte bilden dabei Maßnahmen, die sowohl 
Straftaten als auch Formen sexualisierter Gewalt un-
terhalb der Schwelle der Strafbarkeit erschweren oder 
verhindern.

§ 15 Maßnahmen zur Stärkung von Kindern, 
Jugendlichen und schutz- oder hilfebedürftigen 

Erwachsenen

Jeder Rechtsträger hat darüber hinaus geeignete 
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Maßnahmen zur Stärkung von Kindern, Jugendlichen 
und schutz- oder hilfebedürftigen Erwachsenen zu 
entwickeln. Dazu gehört auch die Einbeziehung des 
Umfelds zum Thema Prävention gegen sexualisierte 
Gewalt (Eltern bzw. Personensorgeberechtigte, Ange-
hörige und gesetzliche Betreuungen).

§ 16 Koordinationsstelle Prävention

(1)	 Der Bischof unterhält eine diözesane Koordina-
tionsstelle zur Unterstützung, Vernetzung und Steu-
erung der Prävention gegen sexualisierte Gewalt. Er 
benennt zur Leitung eine oder mehrere qualifizierte 
Person/en als Präventionsbeauftragte. Sie berichten der 
Bistumsleitung regelmäßig über die Entwicklung der 
Präventionsarbeit.

(2)	 Der Bischof kann mit anderen (Erz-)Bischöfen 
eine interdiözesane Koordinationsstelle einrichten.

(3)	 Sofern Ordensgemeinschaften päpstlichen Rechts 
eigene Präventionsbeauftragte ernannt haben, arbeiten 
die diözesanen Präventionsbeauftragten mit diesen 
zusammen.

(4)	 Die diözesane Koordinationsstelle hat insbeson-
dere folgende Aufgaben:
-	 Einbindung von Betroffenen gemäß §4,
-	 Beratung der kirchlichen Rechtsträger bei der 

Entwicklung, Umsetzung und Fortschreibung 
von institutionellen Schutzkonzepten, 

-	 Fachliche Prüfung der Schutzkonzepte der kirch-
lichen Rechtsträger,

-	 Organisation von Qualifizierungsmaßnahmen 
(gem. §14),

-	 Sicherstellung der Qualifizierung und Informati-
on der Präventionskräfte (§13 Absatz 2),

-	 Vernetzung der Präventionsarbeit inner- und au-
ßerhalb der Diözese 

-	 Vernetzung mit kirchlichen und nicht-kirchlichen 
Fachberatungsstellen gegen sexualisierte Gewalt,

-	 Evaluation und Weiterentwicklung von verbind-
lichen Qualitätsstandards, 

-	 Beratung von Aus- und 
Weiterbildungseinrichtungen, 

-	 Fachberatung bei der Planung und Durchfüh-
rung von Präventionsprojekten, 

-	 Vermittlung von Fachreferenten und Fachrefe-
rentinnen , 

-	 Entwicklung von und Information über Präventi-
onsmaterialien und -projekten, 

-	 Zusammenarbeit mit dem / der 
Interventionsbeauftragten,

-	 Öffentlichkeitsarbeit.

§ 17 Datenschutz

(1)	 Soweit diese Rahmenordnung sowie zur Ergän-
zung und Konkretisierung durch den Diözesanbischof 
erlassene Rechtsvorschriften auf personenbezogene 
Daten einschließlich deren Veröffentlichung anzuwen-
den sind, gehen sie den Vorschriften des Gesetzes über 
den Kirchlichen Datenschutz (KDG) sowie der Anord-
nung über die Sicherung und Nutzung der Archive 
der katholischen Kirche (Kirchliche Archivordnung – 
KAO) vor, sofern sie deren Datenschutzniveau nicht 
unterschreiten. Im Übrigen gelten das Gesetz über den 
Kirchlichen Datenschutz (KDG), die zu seiner Durch-
führung erlassene Ordnung (KDG-DVO) sowie die 
Kirchliche Archivordnung (KAO).

(2)	 Die Fristen für die Aufbewahrung von Unterlagen 
richten sich nach den jeweiligen Vorschriften über die 
Aufbewahrungsfristen für Personalakten, Voruntersu-
chungsakten etc. Für die Zeit der Aufbewahrung sind 
die Unterlagen vor unbefugten Zugriffen in besonde-
rem Maße zu sichern. 
Im Übrigen ersetzt die ordnungsgemäße Archivierung 
von gemäß § 6 Absatz 5 Satz 1 Kirchliche Archivord-
nung (KAO) anzubietenden und zu übergebenden Un-
terlagen die nach dem KDG oder anderen kirchlichen 
oder staatlichen Rechtsvorschriften erforderlichen Lö-
schungen, wenn die Archivierung so erfolgt, dass Per-
sönlichkeitsrechte des Betroffenen oder dritter nicht 
beeinträchtigt werden.

§18 Rechtsfolgen

Rechtsträger gem. § 1 die sich zur Anwendung der 
Rahmenordnung, dieser Präventionsordnung oder der 
jeweiligen diözesanen Präventionsregelungen nicht 
verpflichtet haben, werden bei der Vergabe diözesaner 
Zuschüsse nicht berücksichtigt.

§ 19 Ausführungsbestimmungen

Die zur Ausführung dieser Ordnung erforderlichen 
Regelungen trifft der Ortsordinarius.

§ 20 Inkrafttreten

(1)	 Diese Ordnung tritt am 1.März 2020 in Kraft und 
ist in regelmäßigen Abständen, spätestens alle fünf 
Jahre, auf die Notwendigkeit von Anpassungen zu 
überprüfen. 

(2)	 Gleichzeitig tritt die Verordnung zur Präven-
tion veröffentlicht im Kirchlichen Amtsblatt vom 
07.05.2015, Nr. 6, Ziff. 76, S. 91ff. außer Kraft.
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Mainz, den 20. Februar 2020

Peter Kohlgraf
Bischof von Mainz

Verordnungen des Generalvikars

23.	 Ausführungsbestimmungen zur Ordnung 
zur Prävention gegen sexualisierte Gewalt 
an Minderjährigen und schutz- oder hilfebe-
dürftigen Erwachsenen für das Bistum Mainz

Gemäß § 19 der Ordnung zur Prävention gegen sexua-
lisierte Gewalt an Minderjährigen und schutz- oder hil-
febedürftigen Erwachsenen im Bistum Mainz werden 
folgende Ausführungsbestimmungen erlassen:

I.	 Ausführungsbestimmungen zu § 5 Institutionelles 
Schutzkonzept 
1.	 Jeder kirchliche Rechtsträger hat, ausgehend von 

einer Schutz- und Risikoanalyse, institutionelle 
Schutzkonzepte unter Einbeziehung von Mitarbei-
tenden und weiterer relevanter Personengruppen 
(u.a. zum Beispiel Kinder und Jugendliche, deren 
Eltern) für seine Zuständigkeitsbereiche zu erstel-
len. Dem kirchlichen Rechtsträger kommt dabei 
die Aufgabe zu, den Prozess zu initiieren, zu ko-
ordinieren und die Umsetzung zu gewährleisten.

2. 	 Durch die Koordinationsstelle Prävention werden 
für die verschiedenen Arbeitsfelder Modelle von 
institutionellen Schutzkonzepten unter Einbezie-
hung von Spitzen - bzw. Dachverbänden zusam-
mengestellt und den kirchlichen Rechtsträgern 
zur Unterstützung ihrer eigenen Entwicklungs-
bemühungen als Orientierung zur Verfügung ge-
stellt. Diese beinhalten auch Arbeitshilfen für die 
Schutz- und Risikoanalyse. Die Modelle müssen 
auf die jeweilige Situation hin entsprechend an-
gepasst werden. Die Koordinationsstelle steht bei 
der Erstellung von institutionellen Schutzkonzep-
ten darüber hinaus beratend zur Verfügung.

3.	 In Organisation und Arbeitsweise vergleichbare 
kirchliche Rechtsträger können gemeinsam ein 
institutionelles Schutzkonzept entwickeln, wenn 
sichergestellt ist, dass die unterscheidenden Be-
dingungen vor Ort ausreichend berücksichtigt 
werden und zu entsprechenden Modifikationen 
führen.

4.	 Kirchliche Rechtsträger, die Mitglieder in einem 
Spitzen- bzw. Dachverband sind, können das von 
ihrem Spitzen- bzw. Dachverband entwickelte in-
stitutionelle Schutzkonzept übernehmen. Wird 
das institutionelle Schutzkonzept übernommen, 

ist eine Überprüfung und Anpassung unter Ein-
beziehung von Mitarbeitenden und weiteren rele-
vanter Personengruppen an den eigenen Rechts-
bereich durchzuführen und zu dokumentieren.

5.	 Ein bereits zum Zeitpunkt der Inkraftsetzung 
der Ausführungsbestimmungen erarbeite-
tes oder geltendes institutionelles Schutzkon-
zept muss vom kirchlichen Rechtsträger auf die  
Übereinstimmung mit der Ordnung zur Präven-
tion gegen sexualisierte Gewalt und ihren Aus-
führungsbestimmungen überprüft und ggf. ange-
passt werden.

6.	 In das institutionelle Schutzkonzept sind gemäß 
der §§ 6-15 der Ordnung zur Prävention gegen 
sexualisierte Gewalt und unter Berücksichtigung 
dieser Ausführungsbestimmungen entsprechen-
de Inhalte (Personalauswahl, Erweitertes Füh-
rungszeugnis und Selbstauskunftserklärung, 
Verhaltenskodex, Beschwerdewege, Qualitäts-
management, Aus- und Fortbildung, Präven-
tionsschulung, Maßnahmen zur Stärkung von 
Minderjährigen und schutz- oder hilfebedürf-
tigen Erwachsenen) aufzunehmen. Diese und 
Maßnahmen der Sekundär- und Terziärpräventi-
on sind im Qualitätsmanagement des Trägers zu 
verankern. Je nach Rechtsträger sind einschlägige 
Schnittstellen zu beschreiben etwa zum (sexual-)
pädagogischen Konzept, zur Personalentwick-
lung und -begleitung, zum Arbeits- und Gesund-
heitsmanagement und ggf. weiteren Bereichen, 
die zu einer Kultur der Achtsamkeit in der Ein-
richtung beitragen. Synchronisierungen bzw. 
Vernetzungen zu vorhandene Schutzverfahren 
(Schutzverfahren nach § 8 SGB VIII oder ähnliche) 
sind vorzunehmen.

7.	 Das erarbeitete institutionelle Schutzkonzept ist 
durch den kirchlichen Rechtsträger spätestens bis 
zum 01.06.2022 in Kraft zu setzen, in geeigneter 
Weise in den Einrichtungen, Gremien und sons-
tigen Gliederungen des kirchlichen Rechtsträgers 
zu veröffentlichen und der Koordinationsstelle 
Prävention im Bistum Mainz zur fachlichen Prü-
fung zuzuleiten.

II. Ausführungsbestimmungen zu § 7 und § 8 Erwei-
tertes Führungszeugnis und Selbstauskunftserklärung 
1.	 Die Aufforderung zur Vorlage eines Erweiterten 

Führungszeugnisses enthält die Bescheinigung 
der beruflichen Tätigkeit, die zur Beantragung 
des erweiterten Führungszeugnisses berechtigt. 
Die anfallenden Kosten für die Erteilung trägt der 
kirchliche Rechtsträger. Ausgenommen ist die 
Kostenübernahme bei Neueinstellungen.

2.	 Bei ehrenamtlich tätigen Personen, deren Tätig-
keit nach Art und Intensität des Kontaktes mit 
Minderjährigen nach Einschätzung des Rechtsträ-
gers oder gemäß einer Vereinbarung nach § 72a 
SGB VIII eine Einsichtnahme in das erweiterte 
Führungszeugnis erforderlich macht, enthält die 



— 31 —

Kirchliches Amtsblatt Mainz 2020 Nr. 3

Aufforderung die Bescheinigung der ehrenamt-
lichen Tätigkeit, die entsprechend den jeweiligen 
rechtlichen Bestimmungen zu einer kostenfreien 
Beantragung des erweiterten Führungszeugnisses 
berechtigt.

3.	 Zur Prüfung der Art, Dauer und Intensität 
des Kontaktes kann der kirchliche Rechtsträ-
ger ein Prüfschema5 verwenden. Der kirchliche 
Rechtsträger hat das von ihm benutzte Prüfsche-
ma zu dokumentieren.

4. 	 Für die Durchführung des Verfahrens ist die per-
sonalführende Stelle des Rechtsträgers zuständig. 
Der Rechtsträger fordert durch Übersendung ei-
nes Anschreibens und Bescheinigung über die Tä-
tigkeit zur Einholung des erweiterten Führungs-
zeugnisses auf.

	 Mit diesem Schreiben kann das erweiterte Füh-
rungszeugnis bei den zuständigen Einwohner-
meldeämtern beantragt werden.

5.	 Für Ehrenamtliche, die aufgrund ihrer Tätigkeits-
merkmale zur Vorlage eines erweiterten Füh-
rungszeugnisses verpflichtet sind, erfolgt die 
Sichtung durch die Zentralstelle Führungszeug-
nisse im Bischöflichen Ordinariat 

6. 	 Kirchliche Rechtsträger fordern alle Personen ge-
mäß § 8 Ordnung zur Prävention auf, einmalig 
eine Selbstauskunftserklärung abzugeben. Die 
Selbstauskunftserklärung wird nach den gelten-
den arbeits- und datenschutzrechtlichen Bestim-
mungen vom kirchlichen Rechtsträger verwaltet 
und aufbewahrt. Für Ehrenamtliche wird ein Ex-
emplar der Selbstauskunftserklärung auch in der 
Zentralstelle Führungszeugnisse dokumentiert. 

III.	 Ausführungsbestimmungen zu
§ 10 Verhaltenskodex
1.	 Der kirchliche Rechtsträger hat dafür Sorge zu 

tragen, dass ein Verhaltenskodex im jeweiligen 
Arbeitsbereich partizipativ erstellt, veröffentlicht 
und damit verbindlich wird.

2.	 Bei der Entwicklung des Verhaltenskodex sind, 
soweit vorhanden: 
-	 der kirchliche Rechtsträger oder dessen 

Vertreter,
-	 die Mitarbeitendenvertretung,
-	 eine Person mit leitender Verantwortung aus 

dem Kreis der Beschäftigten,
-	 Mitarbeitende sowie ehrenamtlich Tätige
-	 Ggf. Vertretungen aus Beiräten
-	 Minderjährige und/oder schutz- oder hilfebe-

dürftige Erwachsene sowie deren gesetzliche 
Vertretungen

	 angemessen einzubinden.
	 Der Rechtsträger dokumentiert, wer an der Ent-

wicklung mitgewirkt hat.

5	  Mögliches Prüfschema zur Notwendigkeit der Ein-
sichtnahme in ein Führungszeugnis für ehrenamtlich tätige 
Personen sowie Dritte: Hilfen zur Ausführung

3.	 Jeder kirchliche Rechtsträger gewährleistet dar-
über hinaus, dass der Verhaltenskodex verbind-
liche Verhaltensregeln für den Umgang unter 
Beschäftigten sowie mit Kindern, Jugendlichen, 
schutz- und hilfebedürftigen Erwachsenen in fol-
genden Bereichen umfasst:
-	 grundsätzliche Aussagen zu wertschätzen-

dem und achtsamen Umgang
-	 Sprache und Wortwahl bei Gesprächen,
-	 den respektvollen Umgang 
-	 adäquate Gestaltung von Nähe und 

Distanz,
-	 Angemessenheit von Körperkontakten,
-	 Beachtung der Intimsphäre,
-	 Zulässigkeit von Geschenken und 

Vergünstigungen,
-	 Umgang mit und Nutzung von Medien und 

sozialen Netzwerken,
-	 zum Verhalten in Konfliktsituationen
-	 zum Agieren im Fall von Verdachtsmomenten
-	 Umgang mit Übertretungen des Verhaltens-

codex, Disziplinierungsmaßnahmen.
4. 	 Alle Mitarbeitenden und ehrenamtlich Tätigen 

erhalten eine Ausfertigung des Verhaltenskodex. 
Dieser ist durch Unterschrift der Verpflichtungs-
erklärung zum Verhaltenskodex anzuerkennen.

5.	 Der kirchliche Rechtsträger hat Sorge dafür zu tra-
gen, dass die unterzeichnete Verpflichtungserklä-
rung zum Verhaltenskodex unter Beachtung der 
geltenden arbeits- und datenschutzrechtlichen 
Bestimmungen abgelegt bzw. die Unterzeichnung 
von ehrenamtlich Tätigen dokumentiert wird.

6.	 Vorgesetzte und Leitungskräfte haben eine be-
sondere Verantwortung dafür, die verbindlichen 
Verhaltensregeln einzufordern und im Kon-
fliktfall fachliche Beratung und Unterstützung zu 
ermöglichen.

7.	 Bis zur Erstellung eines Verhaltenskodex ist die 
Selbstverpflichtungserklärung gemäß § 6 der 
Verordnung zur Prävention von sexuellem Miss-
brauch veröffentlicht im Kirchliches Amtsblatt 
vom 07.05.2015, Nr. 6, Ziff. 76, S. 91ff. weiterhin 
zu verwenden.

IV.	 Ausführungsbestimmungen zu § 12 Vorgehens-
weise im Verdachts- oder Beschwerdefall

1.	 Jeder kirchliche Rechtsträger hat in seinem insti-
tutionellen Schutzkonzept Vorgehensweisen im 
Verdachts- oder Beschwerdefall sowie interne 
und externe Beratungsstellen aufzuzeigen, um 
sicherzustellen, dass Missstände von allen Betrof-
fenen (Mitarbeitenden, Ehrenamtlichen, Kindern, 
Jugendlichen, schutz- oder hilfebedürftigen Er-
wachsenen sowie Eltern, Personensorgeberechtig-
ten und gesetzlichen Betreuern) benannt werden 
können.

2.	 Die in einer Einrichtung betreuten/beaufsichtig-
ten Kinder und Jugendlichen sowie schutz- oder 
hilfebedürftigen Erwachsenen, deren Angehörige 
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sowie in der Einrichtung tätige Personen können 
sich über alle Formen selbst erlebter oder beob-
achteter Grenzverletzungen sexualisierter Gewalt 
durch die in der Einrichtung tätigen Personen oder 
durch die dort betreuten/beaufsichtigten Kinder 
und Jugendlichen, schutz- oder hilfebedürftigen 
Erwachsenen bei den Ansprechpersonen im Miss-
brauchsfall im Bistum Mainz, der nichtkirchlichen 
Fachberatungsstelle als unabhängiger externer 
Anlaufstelle, beim Rechtsträger der Einrichtung 
sowie bei der nach § 13 Absatz (2) ernannten 
Präventionskraft beschweren. Diese Möglichkeit 
steht auch Dritten offen. 

3. 	 Der kirchliche Rechtsträger hat durch geeignete 
Maßnahmen dafür Sorge zu tragen, dass alle Be-
teiligten, insbesondere Minderjährige und schutz- 
oder hilfebedürftige Erwachsene, regelmäßig und 
angemessen über ihre Rechte und Pflichten infor-
miert werden.

4.	 Der kirchliche Rechtsträger hat in seinem Zustän-
digkeitsbereich sicherzustellen, dass im Hinblick 
auf die Benennung sexualisierter Gewalt und se-
xueller Grenzverletzungen die beauftragten An-
sprechpersonen für Betroffene von sexualisierter 
Gewalt der Diözese sowie die unabhängige Bera-
tungsstelle bekannt gemacht sind.

5.	 Um die ordnungsgemäße Bearbeitung von Be-
schwerden über sexualisierte Gewalt zu gewähr-
leisten, veröffentlicht der kirchliche Rechtsträger 
in geeigneter Weise im jeweiligen Rechtsbereich 
Handlungsleitfäden. Diese haben sich an der Ord-
nung zum Umgang mit sexuellem Missbrauch 
Minderjähriger und schutz- oder hilfebedürfti-
ger Erwachsener durch Kleriker und sonstige 
Beschäftigte im kirchlichen Dienst, veröffentlicht 
im Kirchlichen Amtsblatt vom 12.12.2019, Nr. 14, 
Ziff. 102, S. 126ff, zu orientieren. Hierbei ist insbe-
sondere auf ein transparentes Verfahren mit kla-
rer Regelung der Abläufe und Zuständigkeiten 
und auf die Dokumentation von Verdachts- und 
Beschwerdefällen Wert zu legen.

6.	 Sofern der Rechtsträger mit seiner Einrichtung 
eine Leistung im Sinne des SGB VIII erbringt, ist 
der Präventionskraft jeder Einzelfall zu melden, 
bei dem nach § 8a SGB VIII eine Kindeswohlge-
fährdung wegen sexualisierter Gewalt festgestellt 
ist oder ein Verdachtsfall besteht.

7.	 Der Rechtsträger und die Präventionskraft setzen 
sich unverzüglich gegenseitig über Beschwerden 
in Kenntnis. Der Rechtsträger entscheidet über 
die gebotenen Maßnahmen und Sanktionen und 
informiert die Präventionskraft.

8. 	 Hilft der Kirchliche Rechtsträger der Beschwer-
de nicht oder nicht angemessen ab, kann die be-
schwerdeführende Person sich an die diözesane 
Koordinationsstelle zur Prävention gegen sexua-
lisierte Gewalt wenden. Die beschwerdeführen-
de Person wird über den weiteren Verlauf un-
ter Berücksichtung aller relevanten dienst- und 

datenschutzrechtlichen Erfordernisse im Verfah-
ren in Kenntnis gesetzt.

V.	 Ausführungsbestimmungen zu 
§ 13 Qualitätsmanagement
1.	 Der kirchliche Rechtsträger stellt sicher, dass die 

Minderjährigen und schutz- oder hilfebedürftigen 
Erwachsenen sowie deren Erziehungs- bzw. Per-
sonensorgeberechtigte oder gesetzliche Betreuer 
über die Maßnahmen zur Prävention angemessen 
informiert werden und die Möglichkeit haben, 
Ideen, Kritik und Anregungen an den kirchlichen 
Rechtsträger weiterzugeben.

2.	 Sämtliche Maßnahmen zur Prävention sind mit-
tels eines geeigneten und angemessenen Instru-
ments (Fragebogen, Befragung, persönliche Ge-
spräche etc.) zu überprüfen. Die Ergebnisse sind 
auszuwerten und in der Weiterentwicklung von 
Präventionsmaßnahmen zu berücksichtigen.

3.	 Der kirchliche Rechtsträger trägt dafür Sorge, 
dass das institutionelle Schutzkonzept bei einem 
Vorfall sexualisierter Gewalt, bei strukturellen 
Veränderungen oder spätestens alle fünf Jahre 
überprüft und gegebenenfalls angepasst wird.

4.	 Wenn es zu einem Vorfall sexualisierter Gewalt 
in seinem Zuständigkeitsbereich gekommen ist, 
prüft der kirchliche Rechtsträger in Zusammenar-
beit mit den Beteiligten, welche Unterstützungs-
leistungen sinnvoll und angemessen sind. Dabei 
ist auch zu prüfen, inwieweit geschlechtsspezifi-
sche Hilfen zur Aufarbeitung für Einzelne wie für 
Gruppen auf allen Ebenen der Institution notwen-
dig sind.

5.	 Der kirchliche Rechtsträger stellt unter Berück-
sichtigung der Persönlichkeitsrechte der Betei-
ligten und unter Beachtung der datenschutz-
rechtlichen Bestimmungen die Information der 
Öffentlichkeit sicher. Auf Wunsch berät die Pres-
sestelle der Diözese oder des Spitzen- bzw. Dach-
verbandes den Rechtsträger in solchen Fällen.

VI.	 Ausführungsbestimmungen zu § 13 Absatz (2): 
Präventionskraft
1.	 Jeder kirchliche Rechtsträger benennt mindestens 

eine geeignete Person, die aus der Perspektive des 
jeweiligen Rechtsträgers die präventionsprakti-
schen Bemühungen des Rechtsträgers befördert 
und die nachhaltige Umsetzung der von der Ord-
nung zur Prävention gegen sexualisierte Gewalt 
und den dazu erlassenen Ausführungsbestim-
mungen vorgegebenen Maßnahmen unterstützt. 
Die Bezeichnung lautet „Präventionskraft“. Meh-
rere kirchliche Rechtsträger können gemeinsam 
eine Präventionskraft bestellen. Der kirchliche 
Rechtsträger setzt den Präventionsbeauftragten 
der Diözese über die Ernennung schriftlich in 
Kenntnis.

2.	 Als Präventionskraft kommen Personen in Frage, 
die in einem kirchlichen Beschäftigungsverhältnis 



— 33 —

Kirchliches Amtsblatt Mainz 2020 Nr. 3

stehen, eine pädagogische, psychologische oder 
beraterische Ausbildung bzw. Zusatzqualifika-
tion abgeschlossen haben, oder sich in einer sol-
chen Qualifizierungsmaßnahme befinden. Die 
Präventionskraft muss Einblick in die Strukturen 
des Rechtsträgers haben.

	 Pfarrer in Leitungsfunktionen sowie personalver-
antwortliche Leitungen sind aufgrund ihrer Rolle 
ausgenommen.

3.	 Die Teilnahme an einer Qualifizierungsmaßnah-
me zur Präventionskraft ist verpflichtend. Wäh-
rend der Tätigkeit lädt der/die Präventionsbe-
auftragte der Diözese, in Zusammenarbeit mit 
Spitzen- bzw. Dachverbänden, zu Austauschtref-
fen und kollegialer Beratung ein. Der Rechtsträ-
ger trägt Sorge dafür, dass die Präventionskraft 
im angemessenen und erforderlichen Rahmen an 
den Treffen teilnimmt.

4.	 Die Präventionskraft übernimmt folgende 
Aufgaben:
-	 kennt die Ordnung zur Prävention und 

die dazu gehörenden Ausführungsbe- 
stimmungen

-	 kennt die Verfahrenswege bei Verdachts-
meldungen sowie interne und externe Be-
ratungsstellen und kann Mitarbeitende und 
ehrenamtlich Tätige darüber informieren;

-	 ist ansprechbar für Mitarbeitende sowie 
ehrenamtlich Tätige bei allen Fragen zur Prä-
vention gegen sexualisierte Gewalt;

-	 unterstützt den Rechtsträger bei der Erstel-
lung und Umsetzung der institutionellen 
Schutzkonzepte;

-	 trägt Sorge dafür, dass das Thema Präventi-
on in den entsprechenden Arbeitsbereichen 
des Trägers langfristig implementiert wird. 
(z. B. Elternabende zum Thema Kindeswohl 
in Kita/Kiga, Fortbildungen für das Personal 
im Bereich Prävention o.ä.)

-	 ist Teil des Beschwerdeweges vor Ort im 
Verdachtsfall

-	 berät die Leitung bei Planung, Organisation 
und Durchführung von Präventionsprojek-
ten und Maßnahmen für Minderjährige und 
schutz- oder hilfebedürftige Erwachsene 
aus Sicht der Prävention gegen sexualisierte 
Gewalt;

-	 trägt mit Sorge dafür, dass bei Angeboten 
und Maßnahmen für Minderjährige und 
schutz- oder hilfebedürftige Erwachsene 
qualifizierte Personen zum Einsatz kommen;

-	 ist Kontaktperson vor Ort für die/den Prä-
ventionsbeauftragten der Diözese.

VII. Inkrafttreten
Diese Ausführungsbestimmungen treten zum 1. März 
2020 in Kraft. Die Durchführungsverordnung zur Si-
cherstellung der Persönlichen Eignung der Ordnung 
zur Prävention gegen sexualisierte Gewalt in der bis-
her geltenden Fassung (Kirchliches Amtsblatt Nr. 6 
vom 09.05.2016, Seite 74f., Ziff. 67) tritt zum gleichen 
Zeitpunkt außer Kraft.

Mainz, den 21. Februar 2020

Weihbischof Dr. Udo Markus Bentz
Generalvikar
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